
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Telekommunikation
Akteure Glanzmann-Hunkeler, Ida (cvp/pdc, LU) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bieri, Niklaus

Bevorzugte Zitierweise

Bieri, Niklaus 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Telekommunikation,
2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Verkehr und Kommunikation

1Post und Telekommunikation

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Mai 2015 hatte der Bundesrat die Verordnung über die Ausfuhr und Vermittlung von
Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwachung erlassen. Die Verordnung war auf
vier Jahre befristet. Der Bundesrat wollte in der Lage sein, Ausfuhrbewilligungen
verweigern zu können, wenn Grund zur Annahme besteht, dass die fraglichen Güter im
Bestimmungsland zur Repression missbraucht werden. Weil sich die Verordnung in den
Augen des Bundesrats bewährt hatte, verabschiedete er im Juni 2018 eine Botschaft
zur Änderung des Güterkontrollgesetzes. Damit könnte die Verordnung ins ordentliche
Recht überführt werden und unbefristet gelten. 
Die SiK-NR empfahl ihrem Rat im Oktober 2018 mit 16 gegen 7 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nicht auf die Änderung des Güterkontrollgesetzes einzutreten – die
Kommissionsmehrheit wollte mit einer Gesetzesänderung abwarten, um «die
Technologieentwicklung im Bereich Internet- und Mobilfunküberwachung und deren
Auswirkung auf die Firmen und Produkte besser abschätzen zu können». Weil der
Bundesrat eine befristete Verordnung nicht verlängern darf, wenn das Parlament auf
die gesetzliche Grundlage nicht eintritt, widerrief die Kommission ihren Entscheid
jedoch. Der Bundesrat konnte damit die Geltungsdauer der Verordnung im April 2019
um vier Jahre verlängern. Die SiK-NR fasste Ende April mit 13 zu 12 Stimmen den
Beschluss, dem Rat eine Sistierung des Geschäfts für zwei Jahre zu beantragen, damit
in dieser Zeit weitere Erfahrungen mit der Regelung gesammelt werden könnten. Im
Juni 2019 kam die Vorlage in die grosse Kammer. Neben dem Mehrheitsantrag auf
Sistierung lag dem Rat auch ein Minderheitsantrag Glanzmann (cvp, LU) vor, welcher auf
die Sistierung verzichten wollte. Eine Sistierung sei ein Spiel auf Zeit, welches für die
Schweizer Aussenpolitik einen Reputationsschaden zur Folge haben könnte,
begründete die Kommissionsminderheit ihren Antrag. Im Rat fanden beide Sichtweisen
Unterstützung, der Entscheid fiel knapp: Mit 89 zu 84 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde
der Minderheitsantrag angenommen und die Sistierung abgelehnt. Damit wird sich der
Rat also doch noch in absehbarer Zeit mit der Revision des Güterkontrollgesetzes
befassen müssen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2019, S. 956 f.; BBl, 2018, S. 4529 ff.; Medienmitteilung SiK-NR vom 30. April 2019; Medienmitteilung SiK-NR vom 9.
Oktober 2018
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